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Der Umgang mit psychisch erkrankten Klienten in der Forensischen Nachsorge

1. Gesetzliche Reformen zu Fuhrungsaufsicht und Maliregelrecht
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a. Konzepte zum Umgang mit Erledigungen § 67d IV StGB

5. Welche Auswirkungen hat die Gesetzes-Novellierung 2016?
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Fuhrungsaufsicht bei Erledigungen

Nach Bewahrungsaussetzung und Erledigung

tritt in beiden Fallen Fuhrungsaufsicht ein
(§ 67d Abs. 2 Satz 3 StGB; § 67d Abs. 6 Satz 4 StGB)

Aber: Fuhrungsaufsicht in Abhangigkeit von ihrem
Eintrittsgrund unterschiedlich effektiv !



Handlungsinstrumente in der Flihrungsaufsicht

Bewahrung
Bewahrungswiderruf (§ 67g StGB)

Krisenintervention (§ 67h StGB) durch
stationare Wiederaufnahme im MRV

Einhaltung von Weisungen nach
§ 68b Abs. 2 StGB
uber § 67g Abs. 1 Nr. 2 StGB

Spielraum bei VerhaltnismaBigkeit
v.a. bei Weisungen nach Abs. 2 StGB

Ahndung von WeisungsverstoBen
(§ 145a StGB)

Nachsorge-Bereitschaft der
Gemeindepsychiatrie

Erledigung

Kein Widerruf moglich

Keine Krisenintervention als
Wiederinvollzugsetzung § 67h StGB

Einhaltung von Weisungen nach
§ 68b Abs. 2 StGB nicht erzwingbar

enger Spielraum bei
VerhaltnismaBigkeit v.a. bei Weisungen
nach Abs. 2 StGB

Ahndung von WeisungsverstoBen
(§ 145a StGB)

Aufnahmehindernisse in
gemeindepsychiatrischer Betreuung




Fuhrungsaufsicht - eine ,stumpfe Waffe'

Paradoxon bei Erledigungen

Je positiver die Prognose, desto mehr justizielle

Handlungsinstrumente stehen der Nachsorge zur
Verfugung.

Je negativer die Prognose, desto weniger
Eingriffsmoglichkeiten stehen zur Verfligung.



Krisenintervention § 6/7h StGB

Hohere Durchlassigkeit zwischen ambulanter und stationare
Betreuung

Grundsatz der VerhaltnismaRBigkeit: Gegenliber Widerruf das
mildere Mittel (VorfeldmalBnahme)

Probates Mittel zur temporaren Bewaltigung einer Krise,
destabilisierende Entwicklungen rechtzeitig stoppen

Auszeit - Neujustieren von Behandlung und sozialem
Empfangsraum

Warnschuss - Weisungen sind einzuhalten!

Bundesweit eher restriktive Anwendung (Baur, 2005), kein ,net-
widening-Effekt; NRW : 27 Anordnungen (pro Jahr) =3 -4%
aller Ambulanzpatienten



Umsetzungsprobleme

Regional sehr unterschiedliche Anwendungsbereitschaft der
Richter

Wege zwischen Gericht und Behandlungsakteuren oft zu
langwierig

Vorherige Anhoérung des Patienten (In StPO nicht zwingend vorgesehen)

Vorheriges Gutachten (abwegig wegen wesensmaRiger Eilbedlirftigkeit)

Eine Anordnung des sofortigen Vollziehung nach § 463 Abs. 6
StPO ist daher in den meisten Fallen unbedingt anzuraten

Anderungsbedarf:

Gesetzliche Klarstellung, dass eine erneute Anordnung nach
Ablauf der sechs Monate moglich ist

Krisenintervention auch fir erledigungsbedingte
Flihrungsaufsichten



Unbefristete Fuhrungsaufsicht

§ 68c Abs.2 StGB (alt): bei Nichtbefolgung einer
Therapieweisung

§ 68c Abs. 3 Nr. 1 StGB (neu):

nach § 63er-Unterbringung, wenn ohne weitere Flihrungs-
aufsicht _aufgrund bestimmter Tatsachen ein Abgleiten in

einen Zustand nach §§ 20, 21 StGB mit Gefahrlichkeit zu
beflirchten ist

§ 68c Abs. 3 Nr. 2 StGB: bei Sexualstraftatern,

wenn mehr als 2 Jahre Strafe oder MaBBregelunterbringung
und durch Weisungsversto3 oder aufgrund anderer
bestimmter Tatsachen konkrete Anhaltspunkte fur
Gefahrlichkeit ohne Fuhrungsaufsicht bestehen




Offenbarungspflichten

§§ 68a VIII, 68b V StGB

Gericht, BewHi, FA-Stelle, Arzt, Therapeut, Ambulanz

wechselseitig,

soweit dies notwendig ist, um der verurteilten Person zu

helfen, nicht wieder straffallig zu werden



4. Konzepte zum Umgang mit
(bevorstehenden) Erledigungsbeschlussen

(1) Standorte: Verantwortungsgemeinschaften vor
Ort

(2) Kliniken: Optimierung der Vorbereitungs- und
Uberleitungsprozesse

(3) Land /Tréiger: Regionale Anlaufstellen,
Fallkonferenzen, Finanzierung

(4) Gemeindepsychiatrie: Hochstrukturierte
Wohnformen, Verbundkonzepte



(1) Verantwortungsgemeinschaft von Justiz und
Psychiatrie oder Schwarze-Peter-Spiel?

Es sollten auf -zunachst- regionaler Ebene sowohl
kreative, einzelfallbezogene Losungen als auch
generelle Verfahrensweisen entwickelt werden

unter Einbeziehung aller Beteiligten (Vorbild Koéln:
,Runder Tisch’ von Strafvollstreckungskammer, Klinik,
PSAG, Eingliederungshilfe) um die beschriebenen
Fallstricke (moglichst) zu vermeiden



Ausweg - Vorlauf ?

, Die Interessen des Untergebrachten und der Allgemeinheit
erfordern es, dass der Untergebrachte nicht von 'heute auf
morgen' auf die Stralle gesetzt wird.

Vielmehr sind Vorbereitungshandlungen erforderlich, hier
insbesondere die Suche nach einem geeigneten Platz in einer
Wohngemeinschaft. Fur die Vorbereitung halt die Kammer zum
jetzigen Zeitpunkt einen Vorlauf von 10 Monaten fir
angemessen und ausreichend.

LG Monchengladbach 06.11.2015



(2) ,Erlediger-Konzepte“ in den Kliniken

Ziel:

transparente und strukturierte Vorgehensweise bei der
Vorbereitung auf die Entlassung

rechtzeitig alle in Verbindung mit der Entlassung
stehenden Angelegenheiten zu regeln

verbesserte Abstimmung zwischen den Stationen und der

forensischen Uberleitungsnachsorgeambulanz (FUNA) und
der Forensik | und |l

Minimierung der Risiken im Uberleitungsprozess

Vorbereitung eines (moglichst) adaquaten &)
Betreuungsrahmens Acrobat  Presenation

Document
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Betroffene Patientengruppe


Patienten bei denen durch das Oberlandesgericht oder die Strafvollstreckungskammer die Erledigung der Maßregel beschlossen wurde (Erlediger)

Patienten bei denen entgegen der Empfehlungen der Klinik die Maßregel zur Bewährung ausgesetzt werden soll

Patienten bei denen die Strafvollstreckungskammer, z. B. durch Formulierungen in den Beschlüssen darauf hinweist, dass in absehbarer Zeit die Dauer der Unterbringung des Patienten als unverhältnismäßig angesehen werden wird (wahrscheinliche Erlediger)

ggf. Patienten mit besonders langer Unterbringungszeit
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Vorgehensweise


Risikoeinschätzung

Anmeldung in der FÜNA

ggf. Verlegung in die Forensik II

konkrete Maßnahmen zur Entlassungsvorbereitung

Lockerungen













LVR-Klinik Düren

Risikoeinschätzung

	Erstellung eines Risikoprofils unter der Fragestellung, ob konkrete und absehbare Risiken bei einer Erhöhung der Freiheitsgrade gesehen werden und Klärung, ob eine Verlegung in die Abteilung für Forensische Psychiatrie II oder auf einer Station außerhalb des ummauerten Geländes des Forensischen Dorfes vertretbar ist. 



 -> 		3 Risikokategorien
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Risikokategorie III

a) Patienten die eine akute Gefährdung darstellen, wie z. B. akut psychotische Patienten auf der Krisenstation oder 

b) Patienten mit einem sehr hohen Risikoprofil, bei denen schwere Gewalt oder Sexualdelikte sehr wahrscheinlich sind und bei denen die Klinik Lockerungsmaßnahmen für nicht vertretbar hält. 

 

 Verbleiben in Forensik I. Gefährdung wird in entsprechenden Stellungnahmen mit der StVK kommuniziert.











LVR-Klinik Düren

Risikokategorie II

ohne akute Gefahrenmomente

auch unter dem Aspekt der anstehenden Entlassung unbegleitete Ausgänge nicht vertretbar  

     -> Verlegung in die Forensik II zur intensiveren Außenorientierung und Vorbereitung der Entlassung anzustreben



Je nach Risikoprofil findet die Behandlung zunächst auf der Station F3a/b oder Verlegung auf eine geschlossene Station außerhalb des Forensischen Dorfes statt. 
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Risikokategorie I

niedriges Risikoprofil:

unbegleitete Ausgänge genehmigt/perspektivisch vertretbar (gute Compliance, erprobt in Lockerungen etc.) 











LVR-Klinik Düren

Anmeldung in der FÜNA

Anmeldeformular gültig nur mit Unterschrift Chefarzt oder Vertretung

Übersendung des Erledigungsbeschlusses zur Ausgestaltung der weiteren    

      Vorbereitung 

Übergabekonferenz - behandelnde Station + übernehmende Station + FÜNA

Informationen über: Stand der Behandlung + Risiken + Pläne und Vorstellungen des Patienten + Empfehlungen für das Risikomanagement + besondere Vorkommnisse im Behandlungsverlauf
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		Aufgabenverteilung im Entlassungsprozess		

		Therapeutischer/
ärztlicher Dienst der Station		-    Risikoeinschätzung
Anmeldung in der FÜNA 
Mitwirkung bei Übergabekonferenz
Vorschläge zum sozialen Empfangsraum 

				2.   - Fallführung bis zur Entlassung/Beurlaubung
    - Erstellung von Therapieplänen, ärztl. Stellungnahmen etc. 
 - Vorbereitung der psychiatrisch/ärztlichen      Weiterbehandlung

		Sozialdienst der Station		Krankenversicherungsangelegenheiten
Ausweis/Dokumente
Ausländerrechtliche Angelegenheiten
Anmeldung bei den Arbeitsbehörden
Betreuungsangelegenheiten regeln

		FÜNA		Vorbereitung der Wohnsituation, ggf. Tagesstruktur
Formulierung von Bewährungsauflagen und Weisungen
(Anmeldung KURS)
Bewährungshilfe kontaktieren
Erstellung Krisenleitfaden

		Pflegedienst		Begleitet Prozess der Außenorientierung
Berücksichtigt in Pflegeplanung/im Alltag Aspekt der anstehenden Entlassung
Überwacht Verlauf der Lockerungsmaßnahmen
Wirkt bei Ausführungen mit













LVR-Klinik Düren

Lockerungen

Grundsätze für Lockerungsentscheidungen des Landesbeauftragten für den Maßregelvollzug haben weiterhin Bestand 

Aspekte der Verhältnismäßigkeit sollten bei der Entscheidungsfindung intensiver berücksichtigt werden

Die Lockerungen sind an Weisungen gebunden und können bei Verstoß gegen die Weisungen zurückgenommen werden











LVR-Klinik Düren

Stationsregeln

Sollten ihre Gültigkeit behalten

Wenn das Ziel der Resozialisierung besser durch gesonderte Regelungen zu erreichen ist, dann sollten solche Regelungen individuell getroffen werden

(z.B. Befreiung von Stationsdiensten)













LVR-Klinik Düren

Vielen Dank für Eure Aufmerksamkeit 










Rückfragen bitte an:

friedhelm.schmidt-quernheim@lvr.de

tel.: 0179 1301408



10.07.2018
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Anmeldung Forensische Ambulanz





			


			














Anmeldung am:


_____________________________________


Name/Vorname/Station:

_____________________________________


Geburtsdatum:


_____________________________________


Diagnose:



_____________________________________


Delikt:



_____________________________________


Aufnahmedatum:


_____________________________________


Anmeldegrund:





□
reguläre Beurlaubung    


□
Erledigung/Aussetzung der Maßregel zur Bewährung zum:
 


                                       _____________________________________



□
Wohnheimbesichtigung zur



           Verbesserung der Behandlungsmotivation    


Risikokategorie:


□
I : unbegleitete Ausgänge genehmigt/perspektivisch vertretbar




     (niedriges Risikoprofil, gute Compliance, erprobt in Lockerungen etc.)     



□
II : muss bei Ausgängen/Ausführungen begleitet werden



                    (erfüllt auch unter dem Aspekt einer anstehenden Entlassung nicht die                              


                    Voraussetzungen für die Schwellenlockerung „unbegleiteter Ausgang“)    



□
III: Gefährlich! Keine Lockerung vertretbar



Aktuelle Schwellenlockerungsstufe:
________________________________


Angedachte Rehabilitationsform:


□ 
Wohnheim (geschlossen ja/nein)   □
betreutes Wohnen


□
Reintegration in die Familie             □
eigene Wohnung



Örtliche Präferenz?

       _____________________________________


________________________


__________________________


Therapeutische Leitung
Bezugstherapeut/-in
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Leitfaden zur Vorbereitung einer Erledigung der Maßregel einer/eines gemäß § 63 StGB untergebrachten Patienten/in





		Beschluß mit Frist der Erledigung

· Information bzw. Anmeldung bei der FÜNA

· ggf. Verlegung auf die Station 2c/d

		



		Kontaktaufnahme mit der zuständigen Station (Ärzten, Therapeuten, Sozialdienst)

		



		Bewährungsauflagen: 

· die, aus Sicht der zuständigen Station, notwendigen Bewährungsauflagen besprechen und mit der der zuständigen Strafvollstreckungskammer kommunizieren

		



		Anmeldung KURS Programm:

· bei vorliegendem Sexualdelikt muss frühzeitig, wenn möglich 4 Monate vorher die Anmeldung in das KURS-Programm erfolgen

· Kooperation mit der Füna und dem Sekretariat der Forensik II

		



		Ausweisdokumente:

· Meldeadresse klären – wegen der Zuständigkeit

· liegt ein Personalausweis vor oder ist dieser noch gültig; ggf. Beantragung bei der kommunalen Verwaltung 

		



		gesetzliche Betreuung: 

· auf Grund der hohen Anforderungen wird dringend zu einer gesetzlichen Betreuung geraten

· Besteht bereits eine Betreuung und welche Aufgabenkreise liegen vor? – Bestellungsurkunde oder Anfrage beim zuständigen

· Neuantrag auf Wunsch des Patienten /der Patientin - dieser kann vom zuständigen Arzt beim Amtsgericht Düren eingereicht werden

		



		Bewährungshilfe / Führungsaufsicht: 

· Kontakt mit der Bewährungshilfe Düren, Herrn Freywald

· Treffen vereinbaren

		



		Krankenversicherung: 

· Besteht bereits eine Krankenversicherung?

· Wo war der/die Pat. zuletzt versichert?

· Antrag auf Mitgliedschaft stellen.

· Kostenübernahme der KV-Beiträge klären.

		



		Sozialer Empfangsraum: 

· Erste Eindrücke der Hilfebedarfe klären.

· Möglichkeit einer familiären Versorgung berücksichtigen

· Regionalisierung beachten

		



		Hilfe- und Betreuungsleistungen:

· besteht der Wunsch oder die Notwendigkeit einer Betreuungsleistung

· Abgrenzung von Trägerzuständigkeiten z.B. Pflegeleistungen, Eingliederungshilfe, Wohnungslosenhilfe oder keine ergänzende Nachsorgeleistung

· Erster Kontakt zu möglichen Trägern

		



		Anmeldung bei den Arbeitsbehörden und Arbeitssuchendmeldung – z.B. Kreis Düren über die Job Com – kann bereits 3 Monate vor der Entlassung erfolgen

		



		Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II 

· Antrag zur Übernahme der Mietkosten (Mietbescheinigung), Kaution, Erstausstattung

· (Giro-)Konto anlegen

· http://www.kreis-dueren.de/jobcom

		



		Wohnungssuche: 

· z.B. kann die Anmeldung bei der Wohnungsbaugenossenschaft hilfreich sein

· dazu wird ein Wohnberechtigungsschein benötigt, der beim Sozialamt beantragt werden kann

· Zusätzlich ist dann eine Schufa Auskunft notwendig - diese kann als Onlineantrag gestellt werden und ist kostenpflichtig.

		



		Ausländerrechtliche Fragen: 

· Klärung des Aufenthaltstitel – Herr Wolter beim Ausländeramt Düren anrufen ggf. Antrag auf Erteilung einen befristeten Aufenthaltserlaufbnis aus humanitären Gründen stellen z.B. wegen der vorliegenden Erkrankung

		



		Besonderheiten bei einer Aufnahme in ein Wohnheim der Eingliederungshilfe:

· Kostenübernahmeantrag stellen meist gem. §53 SGB XII 

· Träger ist oft der LVR 

· Antrag ist dann dreiteilig

· fachärztliche Stellungnahme 

· IHP (Formular des individuellen Hilfeplan)

· Sozialhilfegrundantrag (zur Klärung von Vermögen und Einkommen)

· Mitgliedschaft bei der "alten" Krankenkasse beantragen

· Welcher Träger ist für die Zahlung der KV Beiträge zuständig?

· liegt eine Schwerbehinderung vor – Antrag muß gestellt werden

· besteht die Möglichkeit einer Familienversicherung – die Erkrankung muss vor dem 21. Lj. aufgetreten sein

· können die Beiträge über ein eigenes Einkommen gesichert werden, z.B. eine Rente

· ggf. die Übernahme der KV-Beiträge beim Träger der Sozialhilfe – hier LVR beantragen

		



		Besonderheiten bei Aufnahme in eine Pflegeeinrichtung:

· Hilfestellung bei der Beantragung der Leistungen durch die entsprechende Einrichtung z.B. Pflegewohngeld bei der zuständigen Kommune

· Pflegestufeneingruppierung: über den MdK (wenn zuständig) oder über die Amtsärztin beim Sozialpsychiatrischen Dienst

· Heimnotwendigkeitsbescheinigung

· Ärztliche Bescheinigung, Gesundheitszeugnis 

		



		medizinische Versorgung: 

· ärztliche Anbindung (Fach-)Ärzte klären

· Off-Label-Use Medikation klären

		



		Entlassung: 

· Belehrung durchführen

· Entlassunterlagen Aushändigen

· KIS-Buchung

· Medikamente für 3 Tage mitgeben

		
























Problemstellungen bei Uberleitung und Nachsorge

Nicht mehr aktive Mitarbeit Voraussetzung der Entlassung -
Patienten kann Zeit absitzen, ggf. Station ,aufmischen’,
Mitarbeiter vor sich her scheuchen...

'‘Gerechtigkeitsproblematik’ mit Regelbehandlung bzw.
Regelentlassung

Enormer Aufwand der Klinik bei auBerst unsicherem Ertrag und
erhohtem Risiko

MafBregelbehandlung wird durch evtl. Ruckfalle politisch, medial -
auch bei Kooperationspartnern in der Gemeindepsychiatrie - in
Misskredit gebracht, Entlassungen dadurch insgesamt erschwert

Abwarten: verfuhrerisches Modell fur Patienten und Klinik ?



Probleme bei Uberleitung und Nachsorge

Empfangsraum richtet sich nicht nach fachlichen Aspekten,
stattdessen eher notdirftige Konstruktionen: ,Besser als gar nichts'

[Erfolgsrezepte' Forensischer Ambulanzen greifen nicht:

glinstige Prognose mit positiver und langerer Lockerungserfahrung
Erprobung durch Langzeitbeurlaubungen mit ,Ricknahmegarantie'
Krisenmanagement; befristete Wiederinvollzugsetzung 67h StGB

Wie soll man eine Aufnahme durch Nachsorgeeinrichtungen von
Patienten erreichen, deren Betreuung selbst die Klinik nicht
empfehlen kann (bzw. selbst gescheitert ist) ?



(3) Regionale Versorgung —
Anlaufstellen, Fallkonferenzen
Projekt:

Aufbau von Anlaufstellen fur die ,Schwervermittelbaren in
allen Kreisen und kreisfreien Stadten des Rheinlandes

Aufgaben der Anlaufstellen:

= Brickenfunktion zu allen relevanten Versorgern der Region
Ansprechpartner fur die Forensischen Ambulanzen
Organisation von spezifischen Fallkonferenzen




Zwischenstand :
Verankerung in den Regionen nimmt Gestalt an

JLandkarte' fur Rheinland

25 Anlaufstellen in den Kreisen und Stadten des
Rheinlandes

Uberall Bekenntnis zur Ubernahme der kommunalen
Versorgungsverpflichtung auch fur diese Problemgruppe

Anlaufstellen in den Regionen sehr vielgestaltig

=

Microsoft
Word-Dokument



Der Landesbeauftragte für den Maßregelvollzug

Nordrhein-Westfalen



Aktenzeichen: LB I – 054.4.25.6						1.03.2019

	

Dr. Friedhelm Schmidt-Quernheim

Tel. 0211 / 855 4756

0179 1301408

friedhelm.schmidt-quernheim@lbmrv.nrw.de







Regionale Anlaufstellen

für schwer vermittelbare forensische Patienten





· Landgerichtsbezirk Aachen



Städteregion Aachen

Jürgen Amberg, Vorsitzender der PSAG-Konferenz 

Alexianer Graben 33

52062 Aachen

Kontakt: Tel.: 0241/477010 

Email: Amberg.Juergen@alexianer-aachen.de 



Kreis Düren

Melanie Sewell, Abteilungsleitung LVR-Fachbereich  Sozialhilfe II

Kontakt: Tel.: 0221/809 6343

Email: melanie.sewell@lvr.de



Rhein-Erft-Kreis

Andreas Fausten, Sprecher AK Wohnen PSAG Rhein-Erft-Kreis 

Klosterstraße 15

50374 Erftstadt

Kontakt: Tel.: 0177/6860492 

Email: bewo@agisonline.de



Kreis Heinsberg

Astrid Lenzen, Teamleitung Kreis Heinsberg, LVR Fachbereich Sozialhilfe I

Kontakt: Tel.: 0221/809 6908

Email: astrid.lenzen@lvr.de




· Landgerichtbezirk Bonn



Stadt Bonn

Ulrich.Lüking, Abteilungsleitung LVR-Fachbereich Sozialhilfe II

Kontakt: 0221 809 6855

Email: ulrich.lueking@lvr.de



Kreis Euskirchen

Jörg Zerche, Psychiatriekoordinator Kreis Euskirchen

Jülicher-Ring 32 

53879 Euskirchen

Kontakt: Tel.: 02251/15478, 

Email: Joerg.Zerche@kreis-euskirchen.de



Oberbergischer Kreis

Hubertus Vierschilling, Koordinator im Gemeindepsychiatrischen Verbund für den Oberbergischen Kreis

Am Wiesenhof 1 – 3 

51643 Gummersbach

Kontakt: Tel.: 02261/88-5345 

Email: Hubertus.Vierschilling@obk.de 



Rhein-Sieg-Kreis

Christine Gläser, Gesundheitsamt

Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg, Tel.: 02241/132519

christine.glaeser@rhein-sieg-kreis.de



Gerd Weisel, Sozialpsychiatrisches Zentrum Eitorf/Siebengebirge

Spinnerweg 51-54, 53783 Eitorf, Tel.:02243/84758 0

leitung.spz@awo-bnsu.de



· Landgerichtsbezirk Düsseldorf



Stadt Düsseldorf

Elke Wirmann, Psychiatriekoordinatorin der Stadt Düsseldorf, ‚Kommission Forensik‘

Willi-Becker-Allee 10

40227 Düsseldorf

Kontakt: Tel.: 0211/8994965 

Email: Elke.Wirmann@duesseldorf.de



Rhein-Kreis-Neuss

Valeria Diewald, Psychiatriekoordinatorin des Kreises, ‚Steuergruppe Sucht und Psychiatrie‘

Lindenstraße 16

41515 Grevenbroich

Kontakt: Tel.: 02181/6015333, 

Email: Valeria.Diewald@rhein-kreis-neuss.de 



Kreis Mettmann

Antje Arnolds, Leiterin des Sozialpsychiatrischen Dienstes, AK ‚Forensische Nachsorge‘ beim Gemeindepsychiatrischen Verbund des Kreises Mettmann

Düsseldorfer Str. 47

40822 Mettmann

Kontakt: Tel.: 02104/992311

Email: antje.arnolds@kreis-mettmannn.de



· Landgerichtsbezirk Duisburg



Stadt Duisburg

Michael Bormke, Clearing-Stelle ‚Forensik‘ beim Gemeindepsychiatrischen Verbund Duisburg

Heiligenbaumstraße 22

47249 Duisburg

Kontakt: Tel.: 0203/7996832, 

Email: Bormke@regenbogen-duisburg.de



Kreis Wesel

Ines Leuchtenberg, Psychiatriekoordination Kreis Wesel 

Mühlenstraße 9 – 11

47441 Moers

Kontakt: Tel.: 02841/2021512 

Email: ines.leuchtenberg@kreis-wesel.de



Stadt Mülheim

Aljana Rogina, Theodor Fliedner Stiftung, Fachbereichsleitung ‚Menschen mit Behinderung‘, Qualitätsmanagement

45481 Mülheim an der Ruhr

Kontakt: Tel.: 0208 4843-203

E-Mail: aljana.rogina@fliedner.de



Stadt Oberhausen

Christian Sauter, Psychiatrie- u. Suchtkoordinator

Gesundheitsamt der Stadt Oberhausen

Tannenbergstr.11-13 

46045 Oberhausen

Kontakt: Tel.: 0208-825-2176

E-Mail: christian.sauter@oberhausen.de

· Landgerichtsbezirk Essen



Stadt Essen

Helmut Quentmeier, Psychiatriekoordinator Stadt Essen, Gesundheitsamt Geschäftsführer Essener PSAG

Hindenburgstraße 29

45127 Essen

Kontakt: Tel.: 0201/88-53025, 

Email: Helmut.Quentmeier@gesundheitsamt.essen.de



· Landgerichtsbezirk Kleve



Kreis Kleve

Thomas Schreiber, Sprecher ‚Verbund Teilhabe und Behandlung‘

Dr. Broekmann Straße 5

477559 Kranenburg

Kontakt: Tel.: 0151 23547598 

Email: mitschreibershilfe@t-online.de



· Landgerichtsbezirk Krefeld



Stadt Krefeld

Karoline Frank-Djabbarpour, Sprecherin der UG ‚Erwachsenenpsychiatrie der PSAG‘ Krefeld

Kontakt: Tel.: 02151/841212, 

Email: Frank@skm-krefeld.de



· Landgerichtsbezirk Köln



Stadt Köln

Thomas Peters, Abteilungsleitung LVR-Fachbereich Sozialhilfe II, Stadtfallkonferenz Köln

Hermann-Pünder-Str. 1

50679 Köln

Kontakt: Tel.: 0221/8096835, 

Email: Thomas.Peters@lvr.de



Stadt Leverkusen

Rita Apke, Sozialpsychiatrische Ambulanz des SPZ Leverkusen, Kölner Str. 95, 51379 Leverkusen 

Kontakt : Tel.: 0214 83330 

Email: spz@spzleverkusen.de






Rheinisch-Bergischer-Kreis

Hans-Bernd Hansen, Sprecher des Gemeindepsychiatrischen Verbundes des Rheinisch-Bergischen-Kreises

Kempener Str. 77

50733 Köln

Tel.: 02202/206150, 

Email: Bewo@psk-bg.de



· Landgerichtsbezirk Mönchengladbach



Stadt Mönchengladbach

Anja Alaoui, Bereichsleitung Gesundheit RehaVerein e.V.,  Gemeindepsychiatrischer Verbund Mönchengladbach

Thüringer Str. 12

41063 Mönchengladbach

Kontakt: Tel.: 02161 69777 -16 (oder -0)

Email: a.alaoui@rehaverein-mg.de 



Kreis Viersen

Gudrun Weidl, Gesundheitsamt, Sozialpsychiatrischer Dienst 

Rathausmarkt 3

41747 Viersen

Kontakt: Tel.: 02162/391508

Email: gudrun.weidl@kreis-viersen.de



· Landgerichtsbezirk Wuppertal



Stadt Wuppertal

Anne Sesli, Sozialamt der Stadt Wuppertal

Neumarkt 10

42103 Wuppertal

Kontakt: 0202/5638077

Email: anne.sesli@stadt.wuppertal.de



Stadt Solingen

Rüdiger Hecht, Arbeitskreis ‚Forensische Nachsorge‘ beim Gemeindepsychiatrischen Verbund Solingen

Eichenstraße 105 – 109

42659 Solingen

Kontakt: Tel.: 0212/2482181

Email: info@ptv-solingen.de
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Versorgungsverpflichtung — Verbundstrukturen durch GPV

Kooperationsvereinbarung

zur gemeinsamen Betreuung von Patienten des MaBregelvollzugs im Rahmen
einer Dauerbeurlaubung und in der Nachsorge
zwischen

dem GPV-Moénchengladbach, Heinrich-Pesch-Str. 39-41, 41239 Ménchenglad-
bach, vertreten durch dessen Sprecher Herrn Dr. Stephan Rinckens und Herrn
Dieter Schax

und

der Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland, vertreten durch die LVR-
Klinik Viersen, JohannisstraBe 70, 41749 Viersen, vertreten durch die
Vorstandsvorsitzende Frau Dorothee Enbergs.

1. ;

Gegenstand der Vereinbarung

Die gemeinsame Betreuung aus dem MafBregelvollzug beurlaubter oder ehemals foren-
sisch untergebrachter Patienten erfordert eindeutige Strukturen, ein hohes MaB an Ver-
bindlichkeit und eindeutige Kommunikation. Die vorliegende Vereinbarung beschreibt die
Grundsatze der Zusammenarbeit.

2.
Zielgruppe

Zielgruppe dieser Vereinbarung sind forensische Patienten aus dem MaBregelvollzug, fir
die eine Dauerbeurlaubung geplant ist und die einen Bezug zur Stadt Ménchengladbach
haben. Dieser Personenkreis soll die Mdglichkeit erhalten, ein flr sie passendes Wohn-
und Betreuungsangebot in der Gemeinde zu erhalten.

3

Kooperationspartner

(1) Kooperationspartner sind der Fachbereich Forensische Psychiatrie der LVR-Klinik Vier- L

sen und der GPV M&énchengladbach. Adobe Acrobat
Document




Angebote der Gemeindepsychiatrie
z.B. Bethel.Regional

Entwicklung kleinteiliger und dezentraler (,,eingestreuter™)
Versorgungsangebote im Sozialraum

far ein Spektrum von Bewohnern mit unterschiedlichem
Hilfe- und Kontrollbedarfen (auch fakultativ geschlossen)
bei hoher interner Durchlassigkeit und hohen Standards

Platzkontingente flir MRV-Patienten

im Einklang mit der UN-BRK und einer auf Inklusion
ausgerichteten Sozialpsychiatrie, die GroBeinrichtungen
vermeiden will



Beispiele aus Bundeslindern—

HalfWayHouse, Rheinland-Pfalz

O

Das ,HalfWayHouse"” im Pftalzklinikum Klingenminster

Perspektiven bei
fehlender Entlassungsreife

34, Monchner Herbsttagung der AGFP Dr. (UCSC Rom) Andreas Weisert
11. Oktober 2019 Klinik fur Forensische Psychiatrie

Pfalzklinikum Klingenmilnster
POF

Adobe Acrobat
Document -
o EEZ-' IIIII

— -
,;.t Pfalzldiniloam @ vEREARD




Der Kompass

Binnendifferenzierte Wohneinrichtung fur
Menschen nach Mal3regel- oder

Strafvollzugsmaf3nahmen
Neustadt, Schleswig Holstein

,Der Kompass mit Binnendifferenzierung bietet ein geeignetes
Angebot fiir schwer bis schwerst seelisch erkrankte ehemalige
Straftater mit Bewahrungsauflagen.

Das Angebot richtet sich an Manner, die eine stationare Hilfe
mit sozialpsychiatrischer /padagogischer Betreuung benotigen.
Es werden Manner aus dem MaBregelvollzug (nach
Unterbringung gemal} § 63 StGB) oder einer
Justizvollzugsanstalt betreut, nachdem festgestellt wurde, dass
ihre Gefahrlichkeit auf ein vertretbares MaB reduziert ist...“ o
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image1.jpeg

AMEOS Klinikum fiir
Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie Neustadt A M E s
In guten Handen
Handlungsablauf Entlassungsvorbereitung
bei Entlassungen, die nicht therapeutisch begriindet sind

Diese Beschreibung gilt fiir durch ein Gericht angeordnete Entlassungen (z.B. aus VerhaltnisméaRigkeits-
griinden), die aus therapeutisch / forensischer Sicht nicht beflirwortet werden.

Insofern handelt es sich nicht um geplante Entlassungen, die dem Entwicklungs- und Lockerungsstand
des Patienten entsprechen und die ohne Zeitdruck dem Bedarf des Patienten angemessen mit allen
Beteiligten abgestimmt werden kénnen.

Auch und insbesondere bei den nicht therapeutisch begriindeten Entlassungen bediirfen die Patienten,
ggf. die rechtlichen Betreuer und das Entlassungsumfeld jegliche Unterstiitzung durch die Forensische
Klinik - auch in den Fallen, wenn die Patienten nach einer solchen Gerichtsentscheidung die
Zusammenarbeit mit der Klinik ablehnen sollten.

Bei den angeordneten Entlassungen legt das Gericht zu einem Zeitpunkt X einen fixen Entlassungstag
zum Zeitpunkt Y fest. Im giinstigen Fall liegen zwischen Zeitpunkt X und Y drei Monate.

Daher wird der skizzierte Handlungsablauf auf einen Zeitraum von drei Monaten ausgelegt. Bei einer
kiirzeren Zeit kénnen einzelne Schritte nicht eingehalten oder nur sehr verkiirzt realisiert werden.

Nr. | Prozess-Schritte Verant- Bemerkungen Dauer
wortlich

Gerichtliche Entscheidung: Chefarzt Prafung und Information tber 2 Tage
1 Entlassung des Patienten wird mit OA angeordnete Entlassung an Station und
angeordnet Sozialdienst

Bearbeitung des Arbeitsblattes "Bericht
schwierige Entlassung — Teil 1" 1-2

Konkrete Definition von denkbaren
Wochen

Entlassungssettings und

Vorbereitungsschritten OA, S, T, P | Klarung der Rahmenbedingungen

2 Réumlich, erforderliche Unterstitzung,
. n ggf. mit Tagesstruktur, Risikofaktoren, etc.
E;r‘:tlteﬂr:;:ég ifr moglichen Patient Winsche und Befirchtungen des
9 Patienten

Konkrete Vorbereitungsschritte (z.B.
Lockerungen, Erprobungen)

Die Einholung einer Schweigepflicht-
entbindung ist fur die Kontaktaufnahme
mit Dritten im Rahmen der
Entlassungsvorbereitung nicht
erforderlich 1 Woche
Arztliche Stellungnahme (T) zu
Hilfebedarf

Voraussetzungen fir
Kontaktaufnahme klaren

Unterlagen fir Kostentrager
zusammenstellen

Bei rechtlicher Betreuung den Betreuer

einbeziehen
Information an Kostentrager (Kreis / Telefonische und schriftiche
St tr Wohntz) st e (e
anstehende Entlassung 2. Leitung des Sozialpsychiatrischen

Dienstes

Abstimmung der bedarfsgerechten
Eingliederungsschritte mit
zustandigem Kostentrager

Zusendung relevanter Unterlagen
Antrag auf Eingliederungshilfe /
Pflegeleistung
Hilfebedarf-Schreiben des Patienten

Bedarfsermittlungsgesprache des

5 Bedarfsermittlungs- / S Kostentragers 1-6

Hilfeplanprozess des Kostentragers Koordination | mit Patient, Therapeut, Pflege, Wochen
Sozialdienst

Auswahl geeigneter

6 Eingliederungs- / Pflege - s Abstimmung mit Kostentrager und 1 Woche
Einrichtungen Betreuer Uber Vorgehen
oder eines anderen Settings

Dateiname:  Handlungsablauf nicht therapeutische Entlassungen Seite: 1von4

Revision: 01
Freigabe: P.Burkle (Chefarzt) Freigabedatum: ~ 21.02.2018
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AMEOS Klinikum fiir
Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie Neustadt

AME®S

In guten Hianden

Telefonische Vorab-Anfragen
7 Kontaktaufnahme zu Einrichtungen S }zjllj_iAufnahmeberewtschaft und:freien 1=
atzen Wochen
Zusendung von Unterlagen
Vereinbarung von Besuchen
Vorstellungsgespréache in Einrichtung
;gtr\setﬁl‘eu:g / Besichtigung mit Begleitung des Patienten durch
8 S Therapeut, Pflege, Betreuer, 1-3
Sozialdienst Wochen
Beachtung des Lockerungsstatus!
E.msEdl‘e'du"g furerxtpe Einrichtung / Abstimmung zwischen Einrichtung -
9 SIn SNTASSUNGERCTINg K S Patient — Betreuer - Sozialdienst -
oordinstion Th ten - Kostentrager
Achtung: Verantwortung liegt bei e 9
Patient, Betreuer, Kostentrager
: . . Telefonische Ankindigung und
Sobald ein neuer Wohnsitz feststeht: Information an Leitung des SpDi tber
10 | Informationsschreiben an T,S, CA genaues Entlassungsdatum und -
Sozialpsychiatrischen Dienst des setting, vorausslch‘tll_chen Hilfebedarf
voraussichtlichen neuen Wohnortes Chttoschond =0
(Entlass.-beschluss, Stellungnahme,
evtl. Gutachten, ...)
Telefonische Anktindigung und
Informationsschreiben Uber die Informationsschreiben bei der
1 anstehende Entlassung an die TSCA voraussichtlich zustandigen
jeweilige Bewahrungshilfestelle und = Bewahrungshilfestelle und
Fihrungsaufsichtsstelle Fuhrungsaufsichtsstelle tber den
Hilfebedarf und die Risiken
12 Erprobung des Entlassungssettings Ts Information an zustandige StA, wenn
im Rahmen einer Beurlaubung ' Absprache mit Einrichtung méglich
Urlaubsschein
Empfehlung von Weisungen fir das
13 | Gericht fur eine evtl T
Fuhrungsaufsicht
uber anstehende Entlassung
14 Kontaktaufnahme mit Forensischer T informieren und ob eine
Ambulanz Betreuung durch die FA geplant wird /
vom Patienten gewtinscht wird
Klarung, ob Kostenzusage des s Die Klarung mit der Krankenkasse liegt
15 | Kostentragers und Anmeldung bei Information in der Regel im Aufgabenkreis des 2
der Krankenkasse vorliegen Betreuers Wochen
Entlassungsanhérung durch Gericht Rahmenbedingungen fiir eine
(findet in der Regel nicht mehr statt, T Entlassung werden durch die StVK mit
da die Weisungen in dem Beschluss Patienten, Betreuer, Rechtsanwalt und
schon bestimmt werden) Klinik erértert
bei Sexualstraftatern: unmittelbar nach Eingang des
16 | KSKS-Einstufung T Entlassungsbeschlusses
Formular zur Information der Polizei
bei riskanten Entlassungen: Formular mit Kriminalprognose
17 | Risikomanagement Gefahrliche T ausfillen zur Information der
Entlassungen Fachaufsicht
an Sozialpsychiatrischen Dienst des
Erstellung der Epikrise aufnehmenden Kreises schicken
18 | (muss am Entlassungstag T, OA 2
vorliegen!!!) an weiterbehandelnden Arzt oder Wochen
weiterbehandelnde Ambulanz schicken
Entlassungsschein ausfllen,
19 | Entlassungsbelehrung des Patienten T aushandigen und an Verwaltung
schicken
Dateiname:  Handlungsablauf nicht therapeutische Entlassungen Seite: 2von 4
Revision: 01
Freigabe: P.Burkle (Chefarzt) Freigabedatum: ~ 21.02.2018
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AMEOS Klinikum fiir
Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie Neustadt

AME®S

In guten Hinden

Weiterbetreuung durch Forensische

wenn der Patient eine entsprechende

20 | Ambulanz nach bedingter FA i B
Entlassung Weisung des Gerichts erhalt
Abkarzungen:  OA - Oberarzte, T - Therapeutin, S - Sozialdienst,
P - Pflegedienst, StVK - Strafvollstreckungskammer, StA - Staatsanwaltschaft,
FA - Forensische Ambulanz
Dateiname:  Handlungsablauf nicht therapeutische Entlassungen Seite: 3von 4
Revision: 01
Freigabe: P.Burkle (Chefarzt) Freigabedatum: 21.02.2018







5. Welche Auswirkungen hat die
Gesetzes-Novellierung 20167

Entwicklung der gerichtlichen Anordnungen und
Aufnahmeersuchen §§ 63 StGB, 126a StPO



Fazit
Welche Auswirkungen hat die Gesetzes-
Novellierung 20167

erreicht verfehlt

o Belegung

o Entlassungen



Ziele

erreicht verfehlt
Anordnungen

Belegung Senkung § 63 StGB
vorubergehend von 2015 -2019
um 9,3% (NRW) und 5%
(Bundeslander)

Verweildauer Verkiirzung um ca. 1 Jahr von
2015 bis 2020 (NRW auf 7,7 J1.;
Lander auf 7,2 J.)

Entlassungen Erhohung (voriibergehend 2017
- 2019)



Anordnungen

Belegung

Verweildauer

Entlassungen

Senkung § 63 StGB -
vorubergehend von 2015 -2019
um 9,3% (NRW) und 5%
(Lander)

Verkiurzung um ca. 1 Jahr von
2015 bis 2020 (NRW auf 7,7 J1.;
Lander auf 7,2 J.)

Erhohung (vortbergehend 2017
— 2019)

Steigend (2015 - 2020: +
28%)

Zunehmend
§ 126a StPO erheblich;
§ 63 StGB seit 2020

Gleichbleibend
seit 2020 wie vor
Novellierung

(., Strohfeuer")



Welche Auswirkungen hat die Gesetzes-
Novellierung 20167

Welche Patienten wurden in NRW gemalf} § 67d Abs.6 StGB
wohin und mit welchem (Legal-)Verlauf entlassen?



Welche Patienten werden in NRW wg.
Unverhaltnismaligkeit entlassen?*

Unterbringungsdelikte
n=157; 6,4%weiblich

Andere 0,60%

Brandstiftung 9,60%

Eigentumsdelikte

11,50%

No6tigung/Raub 23,60%

Korperverletzung 19,10%

Sexualdelikt
Kinder/Jugendliche

Sexualdelikt
Erwachsene

18,50%

8,90%

Totungsdelikt 8,30%

* Boris Schiffer (2022): Modus der Entlassung psychiatrischer 28
Malregelpatienten und dessen Implikationen fur die Legalbewahrung



Welche Patienten werden entlassen?*
Hauptdiagnosen

n =157; 6,4%weiblich

Affektive u.A. |[0,60%

Hirnorganische Storung/IQ-Minderung | 12,60%
Paraphilie [N |10,60%
Personlichkeitsstorung [T 27,20%
psychose | <>

Sucht

2,60%




Welche Patienten werden entlassen?*
poststationarer Verlauf

Wohnform nach % Ambulante %
Entlassung Behandlung

* Boris Schiffer (2022): Modus der Entlassung psychiatrischer Mal3regelpatienten und
dessen Implikationen fir die Legalbewahrung




Probleme, Weisungsverstofien und Konsequenzen im Verlauf

n=115 |

272 115

keine 63 54,8
37 32,2
15 13,0
272 115

Keine 58 50,4
as 29,1
10 8,7
272 115

keine 71 61,7
ja a2 36,5
78 a2

keine 23 54,8
Psychiatrische Unterbringung 3 7,1
10 23,8
0 0
3 7.1
2 a,8
0 0

* Boris Schiffer (2022): Modus der Entlassung psychiatrischer Malyregelpatienten
und dessen Implikationen fur die Legalbewahrung



Legalbewahrung

Delikt-/Sanktionsart

=
Delikt aberhaupt: [
Einschizgigs R
Gewans  [NEE
sexuarr |
Gelastrate  [ER
Freiheitsentzugs  [EE:
Freiheitsentzug direk” JEE

Y HR = Hazard Ratio

? als Rickfalldelikt gewertet werden alle BZR-
Neueintragungen

3 Delikte, die mindestens einem der Indexdelikte der
initialen MRV-Unterbringung entsprechen

* Delikte unter Anwendung titlicher Gewalt (inkl. Raub)

Anteil n Anteil
29,0% 13 9,8%
19,6% 5 2,7%
3,4% 3 1,6%
5,8% 1 0,5%
15,2% 14 7. 7%
15,9% 4 2,2%
10,9% 2 1,1%

® Delikte aus dem Bereich der Sexualstraftaten (inkl.
Hands-off-Delikte)

® Inkl. zundchst zur Bewdhrung ausgesetzter
Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehender MalBregel
? Darunter nicht zur Bewdhrung ausgesetzte

Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehender MalBregel



Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit

Ruckfragen bitte an:
schmidt-quernheim@web.de
tel.: 0179 1301408



mailto:schmidt-quernheim@web.de
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